
4. Die Parteien teilen dem Gericht innerhalb von drei Monaten nach
Verkündung des vorliegenden Urteils den Inhalt der von ihnen gege-
benenfalls geschlossenen Vereinbarung oder, sollte eine solche nicht
zustande gekommen sein, ihre bezifferten Anträge zur Schadensbe-
messung mit.

5. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

6. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

(1) ABl. C 35 vom 7.2.2004.

Urteil des Gerichts erster Instanz vom 15. März 2007 —
Dascalu/Kommission

(Rechtssache T-430/03) (1)

(Beamte — Ernennung — Überprüfung der Einstufung in die
Besoldungsgruppe und die Dienstaltersgruppe — Durchset-
zung der Rechtsprechung des Gerichtshofs — Art. 5, Art. 31

Abs. 2, Art. 32 Abs. 2, Art. 45 und Art. 62 des Statuts)

(2007/C 95/73)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Kläger: Iosif Dascalu (Kraainem, Belgien) (Prozessbevollmäch-
tigter: Rechtsanwalt N. Lhoëst)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: zunächst C. Berardis-Kayser, L. Lozano
Palacios und H. Krämer, dann C. Berardis-Kayser und
H. Krämer)

Gegenstand

Zum einen Klage auf Nichtigerklärung der Entscheidungen der
Kommission vom 23. Dezember 2002 und 14. April 2003 über
die Änderung der Einstufung des Klägers in die Besoldungs-
gruppe, soweit diese ihn zum Zeitpunkt seiner Ernennung in die
Besoldungsgruppe A6, Dienstaltersstufe 1, einstufen, bestimmen,
dass sie ab dem 5. Oktober 1995 finanziell wirksam werden,
und die Laufbahn des Klägers im Hinblick auf die Besoldungs-
gruppe nicht wiederhergestellt haben, und, soweit notwendig,
Klage auf Nichtigerklärung der Entscheidungen, mit denen die
Beschwerden des Klägers zurückgewiesen wurden, sowie zum
anderen Klage auf Ersatz des aufgrund dieser Entscheidungen
erlittenen Schadens.

Tenor

1. Die Entscheidung der Kommission vom 14. April 2003 wird für
nichtig erklärt, soweit sie den 5. Oktober 1995 als Beginn ihrer
finanziellen Wirkung festlegt.

2. Die Kommission wird eine Abwägung der Verdienste des Klägers
und der Beamten vornehmen, die seit dem 16. April 1993 in die
Besoldungsgruppe A5 und danach seit dem 16. Januar 1998 in
die Besoldungsgruppe A4 befördert wurden.

3. Ist es der Kommission nach dieser Abwägung nicht möglich, den
Kläger in eine Besoldungsgruppe zu befördern, die angemessen
erscheint, sind die Parteien aufgefordert, eine Vereinbarung über eine
angemessene Entschädigung anzustreben und dabei gegebenenfalls
die vorliegende Schadensersatzklage des Klägers zu berücksichtigen.

4. Die Parteien teilen dem Gericht den Inhalt der von ihnen geschlos-
sen Vereinbarung innerhalb von drei Monaten nach Verkündung
des vorliegenden Urteils mit oder, sollte eine solche nicht zustande
gekommen sein, ihre bezifferten Anträge zur Schadensbemessung.

5. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

6. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

(1) ABl. C 47 vom 21.2.2004.

Urteil des Gerichts erster Instanz vom 14. März 2007 —
Aluminium Silicon Mill Products/Rat

(Rechtssache T-107/04) (1)

(Nichtigkeitsklage — Dumping — Einfuhren von Silicium mit
Ursprung in Russland — Schädigung — Schadensursache)

(2007/C 95/74)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Aluminium Silicon Mill Products GmbH (Zug, Schweiz)
(Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte A. Willems und
L. Ruessmann)

Beklagter: Rat der Europäischen Union (Bevollmächtigter:
M. Bishop, im Beistand von Rechtsanwalt G. Berrisch)

Streithelferin zur Unterstützung des Beklagten: Kommission der
Europäischen Gemeinschaften (Bevollmächtigte: T. Scharf und
K. Talabér Ricz)

Gegenstand

Nichtigerklärung der Verordnung (EG) Nr. 2229/2003 des Rates
vom 22. Dezember 2003 zur Einführung eines endgültigen
Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des vor-
läufigen Zolls auf die Einfuhren von Silicium mit Ursprung in
Russland (ABl. L 339, S. 3)
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